Siegmund Ehrmann, MdB

Plenarrede zur Regierungserklärung am 01.12.2005

Kultur- und Medienpolitik

Anrede,

Auch ich möchte Ihnen, Herr Staatsminister Neumann zu Ihrem Amt gratulieren und wünsche Ihnen eine glückliche Hand.
Ihre Vorgänger Naumann, Nida-Rümelin und Frau Dr. Weiss haben in ihrer jeweils besonderen Weise dieses Amt geprägt. Ich wünsche Ihnen, dass dies Ihnen ebenso gelingen möge.

Wenn wir heute zur Regierungserklärung eine eigenständige Debatte über die künftige Kulturpolitik führen, macht dies deulich, welches Gewicht der Kulturpolitik beigemessen wird.

Dieser Vorgang gehört durchaus zur jüngeren Parlamentsgeschichte und ist somit ein Ergebnis rot-grüner Kulturpolitik.

Meine Damen und Herren,
die Kulturpolitik hat sich damit auch im Deutschen Bundestag als eigenständiges Feld etabliert.

Und es ist ein weites Feld. 

Von der Filmförderung, dem Deutschen Welle Gesetz und der Auswärtigen Kulturpolitik, dem Hauptstadtkulturvertrag, der Künstlersozialversicherung, dem Stiftungsrecht – um nur einige Beispiele zu nennen. Die Bündelung der Themen im Ausschuss für Kultur und Medien hat in der parlamentarischen Arbeit die Sensibilität für Aspekte der Kunst und Kultur erhöht.

Das ist ein ermutigendes Signal, was auch in der Kulturszene in den letzten Jahren wahrgenommen wurde. 

Und so war es nicht verwunderlich, dass mit hohen Erwartungen, manchmal auch überzogenen Erwartungen, manchmal mit mahnenden Kommentaren, aber insgesamt mit großem Interesse die Koalitionsberatungen zur Kultur begleitet wurden.
Ich bin zuversichtlich, dass wir  in der parlamentarischen Arbeit unseren Ansprüchen aber auch den Erwartungen gerecht werden.

Die Verhandlungen der Koalitionspartner waren von dem Willen geprägt, das fortzusetzen, was sich schon während der letzten Jahre im Kulturausschuss zeigte: ein hohes Maß an Gemeinsamkeit im Interesse der Sache - so habe ich es empfunden. 

So werden folgende Schwerpunkte auch im Mittelpunkt unserer künftigen Arbeit stehen:

· Erhalt und Weiterentwicklung des Bewahrenswerten,

· Ausbau der Rahmenbedingungen,

· Festigung und Entwicklung von Modellen zur Kulturförderung,

· Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen für Künstlerinnen und Künstler,

· Ausbau der Auswärtigen Kulturpolitik.

Aus Alledem werden sich neue Perspektiven für Kunst und Kultur entwickeln.

Wir wissen, und das bleibt auch in der Großen Koalition unstrittig, dass die Förderung von Kunst und Kultur primär Aufgabe von Ländern und Kommunen ist. Dies betone ich, ohne das große Engagement der Bürgerschaft und der Wirtschaft gering zu schätzen. Im Gegenteil!
Doch ist ebenso unstrittig, dass es eine wichtige Aufgabe auch des Bundestages ist, Bedingungen zu schaffen unter denen sich Kunst und Kultur unter veränderten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedingungen weiter entwickeln kann.

Ich wünsche mir und werbe gerade in Zeiten problematischer öffentlicher Haushalte dafür, diesen Rahmen nicht im vorauseilenden Gehorsam zu beschneiden. Vielmehr gilt es, ihn kreativ und fantasievoll zu füllen.
Dies gelingt umso besser, je konkreter unser Wissen über  Lage von Kunst und Kultur in unserem Lande ist. Aus diesem Grunde hatten alle Fraktionen des 15. Deutschen Bundestages einen gemeinsamen Beschluss formuliert, in dem die Einsetzung einer Enquete-Kommission "Kultur in Deutschland" gefordert wurde. 

Inhaltlich war dieser Enquete-Kommission aufgegeben, drei Themenschwerpunkte zu untersuchen:

Es ging um
· die öffentliche und private Kulturförderung,

· die wirtschaftliche und soziale Situation der Künstlerinnen und Künstler und

· um den „Kulturstandort Deutschland“, insbesondere um die Situation der kulturellen Bildung.

Die Enquete-Kommission hat aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen ihre Arbeit nicht beenden können. Sie hat gut zwei Drittel ihrer Bestandsaufnahme erarbeitet und in einem Tätigkeitsbericht zusammengestellt, ist dem Parlament aber schuldig geblieben, was ihre Hauptaufgabe ist - Handlungsempfehlungen zu erarbeiten. 

An dieser Stelle möchte ich den Mitgliedern der Enquete-Kommission unter dem Vorsitz der Kollegin Gitta Connemann, insbesondere aber auch den Sachständigen für das enorme Engagement dank. Dank vor allem aber auch dem Enquete-Sekretariat für den profunden Tätigkeitsbericht.
Wohlgemerkt, der eigentliche Arbeitsauftrag ist noch nicht erledigt. Damit wir in der Sache weiterkommen - auch dies war das einstimmige Votum aller Mitglieder der Enquete-Kommission, werden wir - ich hoffe noch im Dezember - dem Plenum einen Antrag vorlegen, der Fortsetzung der Arbeit der Enquete-Kommission zuzustimmen. Ich hoffe, dass uns das diesmal auch wieder in einem fraktionsübergreifenden gemeinsamen Antrag gelingen wird. 

Doch kann ich als ehemaliger Obmann meiner Fraktion in der Enquete-Kommission nicht von der Arbeit dieser Kommission berichten, ohne zu erwähnen, dass dem Tätigkeitsbericht ein Zwischenbericht voraus ging, der die Empfehlung aussprach, die Kultur als Staatsziel in das Grundgesetz als neuer Artikel 20 b "Der Staat schützt und fördert die Kultur" aufzunehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

Diese Empfehlung ist nicht in die Koalitionsvereinbarung eingeflossen. Wir sollten uns aber zu gegebener Zeit im Plenum mit dem Thema befassen.

Deutschland als europäische Kulturnation ist zwar nicht nur, wie die Bundeskanzlerin in ihrer Regierungserklärung sagte, die Summe ihrer 16 Bundesländer.

Aber vielleicht könnte sich der Bund bei einem Blick auf das, was in den Landesverfassungen zur Kultur steht, ebenfalls verpflichtet fühlen hier nicht hinter den Ländern  zurückzustehen. Wenn Kultur die Grundlage unseres Zusammenhalts ist, dann stünde es uns gut an, ihr auch Verfassungsrang zu geben.
Deshalb werbe ich darum, dass sich das Parlament zu dieser wichtigen verfassungsrechtlichen Markierung entscheidet. Sie ist weder Placebo oder Symbolik, sondern bekundet eine besondere  staatliche Selbstverpflichtung.

Lassen Sie mich abschließend ein weiteres  wichtiges Thema anreißen. Während wir hier im Plenum debattieren, findet ein paar hundert Meter weiter die zweite Jahrestagung zur Kulturwirtschaft statt. Die Kulturwirtschaft zählt 950 000 Erwerbstätige und macht schätzungsweise einen Umsatz von 70 Milliarden Euro. In der Hauptsache sind hier Miniunternehmen und Mittelständler tätig. Sie zu unterstützen, ihnen Raum für ihre Arbeit zu geben, auch das sollten wir im Blick haben, denn die Kulturwirtschaft ist eine Branche mit enormen Potenzialen. Die Jahrestagung wird aber auch bemängeln, dass die Bundesrepublik Deutschland über keine gemeinsamen Grundlagen für eine Kulturstatistik verfügt. Dieses Themas hatte sich die Enquete-Kommission ebenfalls angenommen. Auch diese Vorarbeiten gilt es zu beenden.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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